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GEMEINDE BILLIGHEIM 
ORTSTEIL WALDMÜHLBACH 
BETREFF BEBAUUNGSPLAN “PHOTOVOLTAIKANLAGE GEWANN BÜCHLEIN“ 
 MIT ÄNDERUNG DES FNP IM PARALLELVERFAHREN GEM. § 8 BAUGB 
 
 Offenlegung und Beteiligung der Träger öffentlicher Belange vom 24.10.2022 bis 25.11.2022 
 
Eingegangene Stellungnahmen der Behörden

Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

1. Landratsamt NOK  14.12.2022 Von Seiten folgender Fachbehörden wurden keine Bedenken und Anregungen vorgetragen: 
• Technische Fachbehörde - Abwasserbeseitigung und Oberirdische Gewässer 
• FD Forst 
• FD Gewerbeaufsicht 
• FD Gesundheitswesen 
• FD Straßen 
• FD ÖPNV 
• FD Flurneuordnung und Landentwicklung 
• FD Vermessung 

Wird zur Kenntnis genommen. 

     

 Landratsamt NOK  
Fachdienst Baurecht 

14.12.2022 Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit 
Begründung und ggf. Rechtsgrundlage. 
1. Die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgebrachten Bedenken und Anregungen wurden 
abgewogen. Es werden darüber hinaus keine weiteren Punkte vorgetragen 

 
 
Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   2. Umweltprüfung/Umweltbericht  
Da es sich vorliegend um die Aufstellung eines Bebauungsplans im bauleitplanerischen Regelver-
fahren nach dem Baugesetzbuch handelt (vgl. Nr. 2 der städtebaulichen Begründung), ist gemäß 
§ 2 Abs. 4 BauGB für die Belange des Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchzuführen. Im 
Aufstellungsverfahren hat die Gemeinde Billigheim nach § 2a Nr. 2 BauGB dazu einen Umweltbe-
richt (als gesonderten Teil der Begründung) zu erstellen, in dem die ermittelten und bewerteten 
Belange des Umweltschutzes dargelegt werden. 
Der ersichtlich werdende Untersuchungsumfang und der Detailierungsgrad der Umweltprüfung 
werden von uns mitgetragen. 
Der dazu vorgelegte Umweltbericht entspricht in der aktuellen Fassung - erstellt am 15.09.2022 
von dem Ingenieurbüro für Umweltplanung Wagner + Simon Ingenieure GmbH - den Anforderun-
gen der Anlage 1 zu § 2 Absatz 4 und den §§ 2a und 4c BauGB; zudem berücksichtigt er die 
Ergebnisse der für die jeweiligen Umweltbelange erstellten Fachbeiträge und Gutachten. 

 
Die Rechtsgrundlagen zur Erstellung eines Umweltberichtes im Zuge des 
bauleitplanerischen Regelverfahren werden zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Die Zustimmung zum Umfang und des Detailierungsgrades der Umwelt-
prüfung wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

   Entsprechend unserer vorausgegangenen Stellungnahme bezüglich eines geordneten Vorgehens 
bei der Standortauswahl von Solarparkflächen bzw. zur Betrachtung von Planungsalternativen fin-
den sich unter Nr. 12. des Umweltberichts entsprechende Ausführungen. Dort wird auch der dabei 
zu Grunde gelegte Kriterienkatalog erwähnt. Insoweit verbleiben diesbezüglich keine erheblichen 
Bedenken. 
Zu weiteren Details bezüglich einzelner Umweltbelange wird ergänzend auf die nachfolgenden 
Stellungnahmen der einzelnen Fachbehörden verwiesen. 

Die Zustimmung zu den ergänzten Aussagen und Erläuterungen zur 
Standortauswahl bzw. zur Betrachtung der Planungsalternativen, wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   3. Klimaschutz 
Der Klimaschutz und die Klimaanpassung haben durch die „Klimaschutzklausel“ in § 1a Abs. 5 
BauGB i. V. m. § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB sowie durch das Klimaschutzgesetz des Landes Baden-
Württemberg in der Bauleitplanung besonderes Gewicht erhalten und verfügen gem. § 1a Abs. 5 
Satz 2 i. V. m. § 1 Abs. 7 und § 2 Abs. 3 BauGB zudem über ausdrückliche Abwägungsrelevanz. 
Wie bereits in unserer vorausgegangenen Stellungnahme festgestellt, wird in der aktuell vorliegen-
den städtebaulichen Begründung der Klimaschutz u. a. in Nr. 1. zum Planerfordernis und 
beim Zweck der Planung angesprochen; ebenso wird der Solarpark in Nr. 7.3 als grundlegende 
Maßnahme, die dem Klimawandel entgegenwirkt, betrachtet. In dem vorliegenden Umweltbericht 
wird unter Nr. 4. der Klimaschutz und der damit zusammenhängende Ausbau erneuerbarer Ener-
gien aus umweltplanerischer Sicht erläutert. 

 
Die Anmerkungen zur bisherigen Thematisierung der Belange des Klima-
schutzes werden zur Kenntnis genommen. 

   Da es sich vorliegend um die Ausweisung eines Solarparks handelt, wird den Belangen des Klima-
schutzes im Grunde damit faktisch Rechnung getragen, sodass unsererseits hierzu keine weiter-
gehenden Forderungen vorzutragen sind. 

Die Einschätzung des Solarparks als Maßnahme zum Klimaschutzes wird 
zur Kenntnis genommen. 

     

 Landratsamt NOK  
Untere Naturschutzbehörde 

14.12.2022 1. Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht über-
wunden werden können 
a) Artenschutz nach § 44 (u. § 45 Abs. 7) Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)  
Die betreffenden artenschutzrechtlichen Verbotsbestimmungen nach § 44 Abs. 1 BNatSchG gelten 
in der Bauleitplanung zwar mittelbar, aber der besondere Artenschutz ist als striktes Recht nicht 
der planungsrechtlichen Abwägung der Gemeinde Billigheim zugänglich.  
Nach geltender Rechtslage ist dazu eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung erforderlich, die 
eine entsprechende Beurteilung zulässt. Den aktuellen Verfahrensunterlagen lag dazu ein entspre-
chender Fachbeitrag Artenschutz (Stand 15.09.2022) bei. In Nr. 7.2 der städtebaulichen Begrün-
dung werden die grundlegenden Punkte und Ergebnisse der Artenschutzrechtlichen Prüfung ge-
nannt. 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
Wie gesetzlich vorgegeben, wurde durch das Büro Wagner und Simon 
ein Fachbeitrag Artenschutz (spezielle artenschutzrechtliche Prüfung - 
saP) gemäß den aktuellen fachlichen Anforderungen erstellt. Die darin 
erarbeiteten Ergebnisse und Vorgaben werden von der Gemeinde Billig-
heim beachtet. 

   Von naturschutzfachlicher Seite teilen wir dazu noch folgende Anregungen und Hinweise mit:  
▪ Das Konzept zur Sicherung und Förderung des Rebhuhns wurde in Zusammenarbeit mit der 

höheren Naturschutzbehörde erarbeitet und kann von uns so mitgetragen werden. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

   ▪ Es wird davon ausgegangen, dass ein Feldlerchenpaar die geplante Blühbrache als Brutrevier 
nutzen kann. Für die weiteren zwei Brutpaare ist jeweils eine Fläche von 1500 m² als Blühfläche 
geplant. Es sollte überlegt werden, 0,2 ha pro Brutpaar anzusetzen, zumal die Fläche ebenso für 
die Schafstelze dienen soll. (Wird die geplante Blühbrache nicht durch ein Feldlerchenpaar an-
genommen, wäre ebenfalls 0,2 ha für das Brutrevier anzusetzen.) Die gewählte Fläche befindet 
sich an einer Kreuzung und liegt zwischen zwei Wegen, die zudem als Störungsquellen von der 
Feldlerche wahrgenommen werden können. Die Eignung der Fläche sollte daher diesbezüglich 
nochmals überprüft und dargelegt werden. Soweit das anschließende Monitoring erfolglos blei-
ben sollte, wäre später eine alternative Standortwahl zu überlegen – ebenso, wenn sich dort be-
reits eine hohe Brutrevierdichte befinden sollte. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
Laut Umweltgutachter wird in Abstimmung mit der unteren Naturschutz-
behörde und dem Vorhabenträger auf freiwilliger Basis eine rd. 1,2 ha 
große Fläche als Brut- und Nahrungshabitat für die Feldlerche aufgewer-
tet.  
Die bisher vorgesehene Fläche wird weiterhin als geeignet angesehen. 
Es besteht nun aber die Möglichkeit, auf eine südlich liegende Fläche 
(Flst.Nr. 4152) auszuweichen. 
Das Monitoring wird durchgeführt. 
 

   ▪ Es geht ein Brutrevier der Blaumeise verloren, welches unseres Erachtens auszugleichen wäre. 
Weitere Höhlenbrüter könnten im Grunde ebenso in den übrigen Obstbäumen brüten. Um einer 
möglichen Konkurrenzsituation vorzubeugen, sollten pro betroffenem Brutpaar bis zu 3 Nistkäs-
ten aufgehängt werden (angelehnt an den Leitfaden CEF-Maßnahmen RheinlandPfalz, 2021). 

Laut Umweltgutachter sind entsprechende CEF-Maßnahmen bereits im 
Artenschutzbeitrag enthalten. Sie werden über einen öffentlich-rechtli-
chen Vertrag planungsrechtlich gesichert. 

   Wir bitten, nähere Details zu den o. g. Punkten noch mit der zuständigen Fachkraft der unteren 
Naturschutzbehörde, abzustimmen. 

Der Anregung wurde gefolgt eine Abstimmung ist laut Umweltgutachter 
erfolgt. 

   Die unter Abschnitt 4.2.1 des Fachbeitrags Artenschutz aufgeführten Schutz- und Vermeidungs-
maßnahmen im Bereich der mögl. Wald- und Zauneidechsenhabitate konnten in den Hinweisen 
zum textlichen Teil des Bebauungsplans nicht gefunden werden. Wir bitten daher, diese - so wie 
in dem Fachbeitrag beschrieben - unter Hinweis auf § 44 BNatSchG in den textlichen Teil des 
Bebauungsplans zu übernehmen. Ebenso sollten die Maßnahmen mit in den öffentlich-rechtlichen 
Vertrag für die CEF-Maßnahmen aufgenommen werden. 
 

Der Anregung wird gefolgt und ein Hinweis zu den Zauneidechsen in den 
textlichen Teil des Bebauungsplanes aufgenommen. 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

   Wir weisen darauf hin, dass die Belange des Artenschutzes vor einem etwaigen Satzungsbe-
schluss verbindlich geklärt sein müssen. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

   Die sich im Geltungsbereich des Bebauungsplans erforderlich erweisenden Vermeidungs- und 
CEF-Maßnahmen (inklusive Monitoring) bedürfen grundsätzlich einer entsprechenden planungs-
rechtlichen Sicherung und einer Erwähnung im textlichen Teil des Bebauungsplans. Vor allem für 
Maßnahmen, die außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans zu liegen kommen, ist eine 
planungsrechtliche Sicherung durch den Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrags erforder-
lich. Auf die rechtzeitige Vorlage eines Vertragsentwurfs ist zu achten. Die Abstimmung hierzu er-
folgt über unsere Verwaltungsfachkraft, Tel: 06261/84-1733 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. 

   b) Geschützte Teile von Natur u. Landschaft nach § 23 - § 30 BNatSchG und Biotopschutz nach 
§§ 33 u. 33a NatSchG  
Im Plangebietsinneren finden sich keine in der bisherigen Biotopkartierung erfassten, gesetzlich 
geschützten Biotope nach § 30 BNatSchG und § 33 NatSchG. Der Feststellung in Nr. 4.3 des 
Entwurfs der städtebaulichen Begründung zu den Biotopen außerhalb des Plangebietes, dass sich 
Beeinträchtigungen für die ausgewiesenen Waldbiotope nicht ergeben, kann beigepflichtet werden.  

 
 
Die Zustimmung zur Aussage in der städtebaulichen Begründung, dass 
sich keine Auswirkungen auf die außerhalb des Geltungsbereichs befind-
lichen Biotope ergeben, wird zur Kenntnis genommen. 
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Nr. Behörde Stellung- 
nahme v. 

Stellungnahme Behandlungsvorschlag 

   Die vom Ingenieurbüro für Umweltplanung darüber hinaus nachkartierten Biotope liegen gebiets-
randlich. Durch die plangebietsumgebenden Schutz- und Pflanzmaßnahmen können die Bio-
topfunktionen als weiterhin gesichert angesehen werden. Sonstige naturschutzrechtliche Schutz-
gebiete sind ersichtlich nicht betroffen. 

Die Zustimmung wird zur Kenntnis genommen. 

   2. Möglichkeiten der Überwindung (z.B. Ausnahmen oder Befreiungen)  
Vorbehaltlich der angemessenen Klärung zu den oben angesprochenen artenschutzrechtlichen 
Belangen werden voraussichtliche keine naturschutzrechtlichen Ausnahmen oder Befreiungen er-
forderlich. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   3. Bedenken und Anregungen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, jeweils mit 
Begründung und ggf. Rechtsgrundlage  
a) Eingriffsregelung nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG:  
Im bauleitplanerischen Regelverfahren ist nach § 1a Abs. 3 BauGB i. V. m. § 18 BNatSchG die 
Eingriffsregelung im Rahmen der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu behandeln. Die Vermei-
dung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes so-
wie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7a BauGB 
bezeichneten Bestandteilen sind in der Abwägung gem. § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen 
(Eingriffsregelung in der Bauleitplanung). 
Mit den aktuellen Verfahrensunterlagen wurde dazu ein Grünordnerischer Beitrag mit Eingriffs-
Ausgleichs-Untersuchung (GOB) vorgelegt. 

 
 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Von naturschutzfachlicher Seite wird dazu gebeten, noch die folgenden Anregungen und Hinweise 
zu berücksichtigen:  
▪ Es ist nicht ersichtlich, welche Flächen außerhalb der Baugrenzen als Magerwiese bilanziert 

werden. Eine Biotoptypenkarte des Zielzustands wäre dabei hilfreich.  

Wird zur Kenntnis genommen. Laut Umweltplaner ergeben sich die Flä-
chen aus der nicht überbau- bzw. überstellbaren Fläche abzüglich der 
Eingrünungsflächen und Brachestreifen. 

   ▪ Die Fettwiese unter den Modulen sollte aufgrund genannter stärkerer Beeinträchtigungen dem-
entsprechend vom Normalwert abweichend bilanziert werden.  

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. Die Bewertung der Grünland-
bestände wird laut Umweltplaner unter den Modulen von 13 ÖP/m² (Nor-
malwert) auf 11 ÖP/m² in Anlehnung an die Bewertung der „Grasreichen 
Ruderalvegetation“ reduziert. 

   Inhaltliche Einzelheiten dazu sind ebenso mit unserer Naturschutzfachkraft, rechtzeitig vor einem 
Satzungsbeschluss abzustimmen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
 

   b) Naturschutzrechtliches Fazit: 
Diese Stellungnahme steht unter dem Vorbehalt der Klärung zu den oben angesprochenen Punk-
ten und dem Erfordernis eines rechtzeitigen Vertragsabschlusses. Soweit angemessene Ergän-
zungen erfolgen oder Unklarheiten ausgeräumt werden, kann aller Voraussicht nach davon aus-
gegangen werden, dass zum Verfahren keine erheblichen Bedenken bzw. naturschutzrechtlichen 
Planungshindernisse verbleiben. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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 Landratsamt NOK 
Technische Fachbehörde 
Grundwasserschutz 

14.12.2022 Die Anforderungen der frühzeitigen Beteiligung haben sich nicht verändert. Die Stellungnahme ist 
vollständigkeitshalber nachfolgend nochmals angefügt: Das Vorhaben befindet sich außerhalb von 
Wasserschutzgebieten. Daraus ergeben sich keine generell gegen das Vorhaben gerichteten Be-
denken. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

  28.06.2022 Die genaue Flächenversiegelung ist nicht bekannt. Eine Versiegelungswirkung wird vor allem durch 
Fundamentanlagen der Anlagen und Trafostationen verursacht. Die Versickerung des Oberflä-
chenwassers erfolgt vor Ort und über die belebte Bodenschicht. Die versiegelte Fläche ist möglichst 
zu minimieren. 

Die Hinweise zu den möglichen Versiegelungen des Plangebietes werden 
zur Kenntnis genommen. 

   Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen sind die Vorgaben nach AwSV unbedingt zu be-
achten. Das Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung ist nicht bekannt. Daher sind bei Bau-
arbeiten und im Betrieb die Belange des Grundwasserschutzes unbedingt zu berücksichtigen. 
Über die Tragekonstruktionen der Module ist ein Eintrag von Schadstoffen denkbar (Zinksalze oder 
Holzschutzmittel). Des Weiteren können bei unsachgemäßer Reinigung der Moduloberflächen so-
wie bei Reparatur- und Wartungsarbeiten Schadstoffe ins Grundwasser gelangen. Ein fachgerech-
ter Betrieb wird daher von der Unteren Wasserbehörde vorausgesetzt. 

Die Hinweise zum Grundwasserschutz und dem Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen wird zur Kenntnis genommen 

   Der Hinweis zum fachgerechten Betrieb, Wartung und ggf. Außerbetriebnahme der Anlage sollte 
im Bebauungsplan aufgenommen werden. 

Der Anregung wird nicht gefolgt, da der Hinweis zum fachgerechten Be-
trieb bereits im textlichen Teil des Bebauungsplanes enthalten ist. 

   Inwieweit die notwendigen Fundamente/ Baugruben in den Boden eingreifen ist nicht bekannt. Es 
wird von Flachgründungen ausgegangen. Eine genaue Beschreibung liegt hier nicht vor. Signifikant 
tiefere Eingriffe sind mitzuteilen und bezüglich Boden- und Grundwasserschutz abzustimmen. Ein 
Eingriff in das Grundwasser (z.B. Bauwasserhaltung ist ausschließlich mit wasserrechtlicher Er-
laubnis gestattet. Falls dies notwendig wird, ist die Erlaubnis rechtzeitig vorab zu beantragen. Sollte 
bei Bauarbeiten unvorhergesehener Weise Grundwasser angeroffen werden, sind die Bauarbeiten 
einzustellen. Das Landratsamt ist unverzüglich zu informieren und das weitere Vorgehen abzustim-
men. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen. Es handelt sich hierbei um 
Flachgründungen. Tiefere Eingriffe in das Schutzgut Boden ergeben sich 
nicht. Auswirkungen auf das Grundwasser sind deshalb ebenfalls nicht zu 
erwarten. 

   Falls ein Baugrundgutachten vorliegt oder erstellt wird, ist dieses dem Landratsamt Neckar-Oden-
wald-Kreis, Fachdienst Umwelt-Technik und Naturschutz zu übermitteln. 

 

   Die nachfolgenden Hinweise sind generell zu beachten: 
• Bei Bauarbeiten auftretende Störungen, Schäden oder besondere Vorkommnisse sind der Unte-

ren Bodenschutz- und Altlastenbehörde unverzüglich zu melden. 
• Grundwassereingriffe und Grundwasserbenutzungen bedürfen einer wasserrechtlichen Erlaub-

nis und sind der Unteren Wasserbehörde vorab anzuzeigen. 
• Die Baustellen sind so anzulegen, zu sichern und zu betreiben, dass keine wassergefährdenden 

Stoffe in den Untergrund eindringen können und durch den Baustellenbetrieb keine Gefährdung 
des Bodens und Grundwassers zu befürchten ist. 

• Falls bei Bauarbeiten unvorhergesehen Grundwasser angetroffen wird, ist dies der Unteren 
Wasserbehörde unverzüglich mitzuteilen. Die Bauarbeiten sind einzustellen. 

• Es dürfen ausschließlich Materialien in den Untergrund eingebracht werden, durch die eine 
nachteilige Veränderung des Bodens und Grundwassers ausgeschlossen ist. 

Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und beachtet. Diese wur-
den in den Hinweisen des textlichen Teils des Bebauungsplans ergänzt. 
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 Landratsamt NOK  
Technische Fachbehörde Bo-
denschutz, Altlasten, Abfall 

14.12.2022 Gemäß den derzeit vorliegenden Unterlagen und Plänen sind im Bereich der geplanten Maß-
nahme „Photovoltaikanlage Gewann Büchlein", Billigheim-Waldmühlbach keine Altlasten bzw. 
altastverdächtige Flächen im Altlastenkataster erfasst. Aus Sicht des Bodenschutzes und der Alt-
lasten bestehen gegen das geplante Vorhaben grundsätzlich keine Bedenken. Die öffent-
lich/rechtlichen Vorgaben und Vorschriften zum Bodenschutz (Umgang und Einwirkungen auf den 
Boden) sind einzuhalten und zu beachten. 

Die Zustimmung der Technischen Fachbehörde Bodenschutz/Altlasten 
zum Vorhaben des Bebauungsplanes wird zur Kenntnis genommen. 

   Bodenschutz 
Zweck des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) ist es, nachhaltig die Funktionen des Bo-
dens zu sichern und/oder wiederherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzu-
wehren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen 
auf den Boden sind Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als 
Archiv der Natur- und Kulturgeschichte soweit wie möglich zu vermeiden (§ 1 BBodSchG). Jeder, 
der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass schädliche Bodenveränderungen nicht 
hervorgerufen werden (§ 4 BBodSchG). 
Die „Photovoltaikanlage Gewann Büchlein“ ist so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, 
dass Bodenverdichtungen soweit wie möglich vermieden/vermindert werden. Hierzu ist z.B. auf 
Flächen außerhalb befestigter Straßen, welche als Zuwegung, Arbeitsfläche und/oder Materialla-
gerfläche genutzt werden, auf den Einsatz von geeigneten Hilfsmitteln (wie Baggermatten, Fahr-
bohlen, etc.) zurückzugreifen. Nicht vermeidbare Bodenverdichtungen und entstandene Schäden, 
sind nach Abschluss der jeweiligen Maßnahmen (Errichtungs-, Betriebs- und Unterhaltungsmaß-
nahmen) zu beheben/beseitigen. Nach dem Betrieb der Anlage sind im Rahmen der Stilllegung 
sämtliche Anlagen (wie z.B. auch Fundamente) ordnungsgemäß rückzubauen. Die Flächen sind -
in Abstimmung mit dem Grundstückseigentümer- in den ursprünglichen Zustand zurückzuführen. 
Hierbei sind die Funktionen des Bodens wiederherzustellen.  
Auf die Einhaltung der bodenschutzrechtlichen Vorschriften (wie z.B. Bundes-Bodenschutzgesetz 
- BBodSchG, Landes-Bodenschutz- und Altlastengesetz - LBodSchAG, Bundes-Bodenschutz-und 
Altlastenverordnung - BBodSchV) wird ausdrücklich hinweisen. 

 
Die Hinweise zum Bodenschutz werden zur Kenntnis genommen. In den 
Planunterlagen ist bereits ein Hinweis zum Bodenschutz enthalten. Die 
Hinweise wurden zusätzlich an den Vorhabensträger zur Beachtung wei-
tergegeben. 

     

 Landratsamt NOK 
Kreisbrandmeister 

14.12.2022 Aus Sicht des abwehrenden Brandschutzes bestehen grundsätzlich keine Bedenken. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

   Folgendes ist einzuhalten: 
Damit bei einem Brand die Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten mög-
lich sind, müssen die erforderliche Bewegungsfreiheit und Sicherheit für den Einsatz der Feuer-
lösch- und Rettungsgeräte gewährleistet sein. Der Abstand zum Wald sollte kritisch geprüft wer-
den. Um Schäden an der Photovoltaikanlage durch umgestürzte Bäume bei Stürmen oder einem 
Waldbrand zu vermeiden empfehlen wir einen entsprechenden Abstand einzuhalten. 
Öffentliche Straßenflächen sowie Feuerwehrflächen nach § 2 Abs. 3 LBOAVO sind entsprechend 
der Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über Flächen für Rettungsgeräte der Feuerwehr 
auf Grundstücken (VwV Feuerwehrflächen) bzw. der DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf 

 
Wird zur Kenntnis genommen. Die Hinweise betreffen jedoch nicht den 
Reglungsinhalt des Bebauungsplans. Die Hinweise werden an den Vor-
habensträger zur weiteren Berücksichtigung weitergegeben. 
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Grundstücken“ anzuordnen und einzuplanen. Da die bauliche Anlage sich mehr als 50 m von der 
öffentlichen Verkehrsfläche entfernt befindet, soll die Zufahrt zum Solarpark von der öffentlichen 
Straßenfläche bis zum Zugang zur Freiflächen-Photovoltaikanlagen möglichst als Feuerwehrzu-
fahrt vorgesehen werden. 
Grundsätzlich werden Freiflächen-Photovoltaikanlagen im Brandfall nicht gelöscht. Die Feuerwehr 
lässt diese kontrolliert abbrennen und verhindert ein Übergreifen des Brandes auf die weiteren 
Module sowie der Vegetation. Freilandanlagen bestehen in der Regel aus einer nichtbrennbaren 
Unterkonstruktion, den Solarpaneelen und Kabelverbindungen. „Als Brandlast können hier die Ka-
bel und Teile der PV-Module selbst angenommen werden. Laut Beschreibung soll der Löschwas-
serbedarf für den Grundschutz über das zu erstellende Leitungsnetz sichergestellt werden. 
Für einen auftretenden Flächen- oder Rasenbrand sind im Plangebiet entsprechende Fahrgassen 
und gegeben falls Bewegungsflächen für die Feuerwehr zu errichten. Wird ein (Strom-)Speicher im 
Solarpark errichtet, ist die Löschwasserversorgung im Geltungsbereich in Anlehnung der DVGW-
Richtlinie W 405 für den Grundschutz herzustellen.  
Um einen Ansprechpartner im Schadensfall erreichen zu können, ist am Zufahrtstor deutlich und 
dauerhaft die Erreichbarkeit eines Verantwortlichen für die bauliche Anlage anzubringen und der 
Feuerwehr Billigheim mitzuteilen. Adresse und Erreichbarkeit des zuständigen Energieversor-
gungsunternehmens ist im zu erstellenden Feuerwehrplan zu hinterlegen. Bei der geplanten Pho-
tovoltaikanlage handelt es sich um eine größere bauliche Anlage im Außenbereich. Wegen der 
Besonderheiten dieser Anlagen ist ein Feuerwehrplan nach DIN 14 095 hierfür vom Betreiber in 
Absprache mit dem Unterzeichner zu erstellen. In den Plänen ist die Leitungsführung bis zu den 
Wechselrichtern und von dort bis zum Übergabepunkt des Energieversorgungsunternehmens er-
kennbar darzustellen. 
Wir empfehlen im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens zur Erstellung eines Brandschutz-
konzeptes. 

     

 Landratsamt NOK  
Landwirtschaft 

 Teilflächen des Planungsgebietes sind in der Flurbilanz als Vorrangfläche I für Landwirtschaft aus-
gewiesen. Es handelt sich dabei um die Flurstücke 4312 und 4314. Aus unserer Sicht entscheidend 
sind die tatsächlichen landwirtschaftlichen Flächen- bzw. Bodenqualitäten. Flst. 4312 mit Grünland-
nutzung hat Bodenwerte von 32 bis 48. Insgesamt würden wir hier noch einer Überplanung zustim-
men. 

Die Ausweisung einer Teilfläche in der Flurbilanz als Vorrangfläche I wird 
zur Kenntnis genommen. 
Die Zustimmung zur Überplanung des Flst.4312 wird zur Kenntnis ge-
nommen. 

   Flst.4312 hat Bodenwerte von 27 bis 67. Eine Teilfläche mit 4989 m² liegt bei 67, und eine Teilfläche 
mit 4633 m² liegt bei 67 Punkten. Für diese beiden Teilflächen machen wir Bedenken geltend. 
Landwirtschaftsflächen mit einem so hohen Ertragspotential sollten nicht für andere Zwecke in An-
spruch genommen werden. 
Da es sich auch um landwirtschaftliche Vorrangflächen I handelt sehen wir hier einen Nutzungs-
konflikt, der nur in einem Zielabweichungsverfahren gelöst werden kann. 

In der Flächenbilanzkarte wird für Flst.4314 eine Vorrangfläche Stufe II 
ausgewiesen. Es handelt sich dabei per Definition um landbauwürdige 
Flächen, mittlere Böden (Acker-/Grünlandzahl 35-59) mit geringer 
Hangneigung oder gute bis sehr gute Böden mit Hangneigung >12-21%. 
Insgesamt weißt das Flurstück 4314 eine Flächengröße von 20318 qm 
auf. Auf die Gesamtfläche des Plangebiets gerechnet haben die beiden 
Teilflächen mit 4989 qm und 4633 qm einen eher untergeordneten Anteil 
an der Gesamtfläche des Plangebietes. Das Flst. 4314 weist eine durch-
schnittlichen Bodenpunktzahl von 41,8 auf. Weiterhin ist laut Vorhabens-
träger ein Aussparen von einzelnen Teilflächen nicht unbedingt 
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umsetzbar. An der Einbeziehung des gesamten Flst.Nr. 4314 wird daher 
weiterhin festgehalten. 

   Die weiteren Teilflächen sind durch mittlere bis mäßige Bodenqualitäten insgesamt unter 40 Bo-
denpunkten gekennzeichnet. Eine Überplanung dieser Teilflächen zur PV-Nutzung wird aus agrar-
struktureller Sicht nicht beanstandet. 

Die Zustimmung zur Überplanung der weiteren Teilflächen wird zur 
Kenntnis genommen. 

     

2. Verband  
Region Rhein-Neckar 

25.11.2022 Der Verband Region Rhein-Neckar hatte bereits mit Datum vom 30.06.2022 im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung eine Stellungnahme zu dem Vorhaben abgegeben. 
Ergebnis der Stellungnahme war, dass die Vorhabenfläche zwar nicht den regionalplanerischen 
Grundsätzen zu den präferierten Standorten von PV-Freiflächenanlagen entspricht, aber die regi-
onalplanerischen Leitlinien dem Vorhaben aufgrund der Lage in einem landwirtschaftlich benach-
teiligten Gebiet gemäß der Landesanstalt für Landwirtschaft, Ernährung und Ländlicher Raum 
(LEL) und der Einstufung der Fläche als geeignet bzw. bedingt geeignet für PV-Freiflächenanlagen 
nach dem Energieatlas Baden-Württemberg nicht grundsätzlich entgegenstehen.  

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
Die Einschätzung aus der frühzeitigen Beteiligung, dass die regionalpla-
nerischen Grundsätze zu den präferierten Standorten von PV-Freiflä-
chenanlagen nicht eingehalten werden, wird zur Kenntnis genommen. 
 

   Nach dem Einheitlichen Regionalplan Rhein-Neckar befindet sich der Standort der geplanten An-
lage komplett in einem Regionalen Grünzug (Ziel), die südliche Teilfläche in einem Vorranggebiet 
für Naturschutz und Landschaftspflege (Ziel) und die nördliche Teilfläche in einem Vorbehaltsgebiet 
für Naturschutz und Landschaftspflege (Grundsatz). 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   In Bezug auf den Regionalen Grünzug hatten wir in unserer Stellungnahme im Rahmen der früh-
zeitigen Beteiligung bereits geäußert, dass PV-Freiflächenanlagen als technische Infrastrukturen 
zu werten sind, die nach Plansatz 2.1.3 in Regionalen Grünzügen zulässig sind. 
Vorranggebiete für Naturschutz und Landschaftspflege sind aus Sicht des Verbands Region Rhein-
Neckar in der Regel nicht geeignet für die Errichtung von PV-Freiflächenanlagen. Aus diesem 
Grund haben wir eine Alternativenprüfung für notwendig erachtet, um zu belegen, dass sich keine 
besser geeigneten Standorte ohne Restriktionen für die Errichtung von PV- Freiflächenanlagen 
anbieten. Die Alternativenprüfung wurde durchgeführt und die Ergebnisse im Umweltbericht dar-
gestellt. Danach gibt es nachvollziehbarerweise im Bereich der Gemeinde Billigheim keine besser 
geeigneten und konfliktfreieren Standorte für die Errichtung einer PV-Freiflächenanlage. Zudem 
können seitens der Unteren Naturschutzbehörde das grünordnerische Maßnahmenkonzept und 
die Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange mitgetragen werden, so dass die Ziele 
des Vorranggebiets für Naturschutz und Landschaftspflege nach Einschätzung der Fachbehörde 
nicht beeinträchtigt sind.  

Die Wertung von PV-Freiflächenanlagen zu den technischen Infrastruktu-
ren, welche außerhalb der Siedlungen errichtet werden dürfen, wird zur 
Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Die Zustimmung zur ergänzten Erläuterung im Umweltbericht zur Alterna-
tivenprüfung wird zur Kenntnis genommen. 

   Vor diesem Hintergrund kann der Verband Region Rhein-Neckar dem Vorhaben zustimmen. Die 
Bestrebungen der Gemeinde Billigheim, mit der Anlage einen Beitrag zur Energiewende zu leisten, 
sind zu begrüßen. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
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3. RP Karlsruhe  
Abt. 2 – Wirtschaft, Raumord-
nung, Bau-, Denkmal und Ge-
sundheitswesen 

25.11.2023 In unserer Funktion als Höhere Raumordnungsbehörde nahmen wir bereits mit Schreiben vom 
30.06.2022 Stellung, auf welche wir an dieser Stelle nochmals verweisen. Ergänzend äußern uns 
folgendermaßen:  

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Mit der vorliegenden Planung sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Errichtung einer 
Freiflächen-Photovoltaikanlage auf Gemarkung des Billigheimer Ortsteils Waldmühlbach geschaf-
fen werden. Auf Ebene des Bebauungsplans ist die Festsetzung eines Sondergebiets mit der 
Zweckbestimmung „Photovoltaikanlage“ vorgesehen, welches sich westlich der Ortslage von Wald-
mühlbach befindet und zwei Teilbereiche mit einer Fläche von insgesamt ca. 14,9 ha umfasst. Die 
Planung ist nicht aus dem gültigen Flächennutzungsplan des GVV Schefflenztal entwickelt, wes-
halb dieser im Parallelverfahren geändert werden soll.  

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Übereinstimmung mit raumordnerischen Vorgaben zur Energieversorgung  
Wie bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung vorgetragen, entspricht das geplante Vorhaben 
wesentlichen Zielsetzungen des Landesentwicklungsplans 2002 Baden-Württemberg und des Ein-
heitlichen Regionalplans Rhein-Neckar (ERP) bzgl. einer umwelt- und klimaverträglichen Energie-
versorgung.  
Der regionalplanerische Grundsatz PS 3.2.4.2 G ERP, wonach bei der Errichtung von Freiflächen-
anlagen Standorte bevorzugt werden sollen, von denen keine gravierenden Beeinträchtigungen 
des Landschaftsbildes ausgehen, die Vorbelastungen aufweisen, eine geringe ökologische Wer-
tigkeit haben und keine regionalplanerischen Konflikte aufweisen, vorrangig bereits versiegelte Flä-
chen, gewerbliche und militärische Konversionsflächen sowie Deponien, wird vom vorliegend ge-
planten Vorhaben nicht eingehalten. Die betreffende Fläche wird bislang landwirtschaftlich genutzt. 
Nachdem sich das Vorhabengebiet jedoch komplett innerhalb eines landwirtschaftlich benachtei-
ligten Gebiets gem. Einstufung der Landesanstalt für Landwirtschaft, Ernährung und Ländlicher 
Raum (LEL) befindet, stehen besagte regionalplanerische Leitlinien einer Anlagenrealisierung vor 
dem Hintergrund der baden-württembergischen Freiflächenöffnungsverordnung jedoch nicht ent-
gegen. Darüber hinaus wird die Fläche im Energieatlas Baden-Württemberg überwiegend als be-
dingt geeignet, im nördlichen Teilbereich als geeignet für PV-Freiflächenanlagen eingestuft.  

 
Die Einschätzung, dass das geplante Vorhaben einer wesentlichen Ziel-
setzung des LEP 2002 Baden-Württemberg sowie des Einheitlichen Re-
gionalplans Rhein-Neckar entspricht, wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
Die Einschätzung, dass die regionalplanerischen Grundsätze zu den prä-
ferierten Standorten von PV-Freiflächenanlagen nicht eingehalten wer-
den, werden zur Kenntnis genommen. 
Die Zustimmung zum Vorhaben, welches sich aufgrund der Freiflächen-
öffnungsverordnung in landwirtschaftlich benachteiligten Gebieten befin-
det, wird zur Kenntnis genommen. Die Einstufung als geeignete bzw. be-
dingt geeignete Fläche für PV-Freiflächenanlagen wird ebenfalls zur 
Kenntnis genommen. 

   Übereinstimmung mit raumordnerischen Vorgaben zum Freiraumschutz  
Wie bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung mit Schreiben vom 30.06.2022 vorgetragen, 
befindet sich das Plangebiet in der Raumnutzungskarte des ERP voll-ständig innerhalb eines Re-
gionalen Grünzugs. Darüber hinaus befindet sich die südliche Teilfläche innerhalb eines Vorrang-
gebiets, die nördliche Teilfläche innerhalb eines Vorbehaltsgebiets für Naturschutz und Land-
schaftspflege.  

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   - Hinsichtlich der betroffenen Festlegung Regionaler Grünzug betrachteten wir die Voraussetzun-
gen für die Errichtung innerhalb eines Regionalen Grünzugs aus PS 2.1.3 Z ERP bereits im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung als erfüllt. Demnach handelt es sich um technische Infrastruktur, 
die nur außerhalb des Siedlungsbestands errichtet werden kann. Es ist nicht von einer Beein-
trächtigung der Funktion des Regionalen Grünzugs auszugehen, da die geplante Anlage nur ei-
nen kleineren Teilbereich dessen einnehmen wird. Ferner ist laut vorliegendem Umweltbericht zu 

Die Zustimmung zur Errichtung innerhalb des ausgewiesenen Regionalen 
Grünzugs wir zur Kenntnis genommen. 
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erwarten, dass sich die Freiraumfunktionen gegenüber einer intensiven landwirtschaftlichen Nut-
zung tendenziell erholen. Zuletzt besteht im Sinne der Energiewende ein hohes öffentliches Inte-
resse am Ausbau der erneuerbaren Energien.  

   - Bezüglich des ebenfalls betroffenen Vorranggebiets für Naturschutz und Landschaftspflege 
forderten wir im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung eine Bewertung des Plangebers und der 
zuständigen unteren Naturschutzbehörde beim Neckar-Odenwald-Kreis sowie eine schlüssige 
Alternativenprüfung.  
Die Ergebnisse dieser Prüfung werden im vorliegenden im Umweltbericht dargestellt. Demnach 
gibt es im Bereich der Gemeinde Billigheim keine besser geeigneten bzw. konfliktfreieren Stand-
orte für das Vorhaben. Seitens der unteren Naturschutzbehörde wird das grünordnerische Maß-
nahmenkonzept mitgetragen, so dass von keiner Beeinträchtigung des Vorranggebiets für Natur-
schutz und Landschaftspflege auszugehen ist.  

Wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
Die Zustimmung zur durchgeführten Alternativenprüfung wird zur Kennt-
nis genommen. 

   - Die Betroffenheit des Vorbehaltsgebiets für Naturschutz und Landschaftspflege wurde in 
der Planbegründung bzw. im Umweltbericht aufgenommen und findet nun im Rahmen der pla-
nerischen Abwägung Berücksichtigung.  

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Im Ergebnis stehen der Planung keine Belange der Raumordnung entgegen.  Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

4. RP Karlsruhe 
Ref. 53.1 und 53.2 
Dienstsitz Heidelberg 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

5. RP Stuttgart, Ref. 16 
Kampfmittelbeseitigungs-
dienst 

24.10.2022 Damit wir für Sie tätig werden können, bitten wir Sie den beigefügten Antrag auszufüllen, zu unter-
schreiben und mit Lageplänen an uns zurück zu senden. 
Aufgrund der ausgedehnten Kampfhandlungen und Bombardierungen, die während des 2. Welt-
krieges stattfanden, ist es ratsam, im Vorfeld von jeglichen Bau(Planungs-)verfahren eine Gefah-
renverdachtserforschung in Form einer Auswertung von Luftbildern der Alliierten durchzuführen. 
Alle nicht vorab untersuchten Bauflächen sind daher als potentielle Kampfmittelverdachtsflächen 
einzustufen. Seit dem 02.01.2008 kann der Kampfmittelbeseitigungsdienst Baden-Württemberg al-
lerdings Luftbildauswertungen für Dritte, zur Beurteilungen möglicher Kampfmittelbelastungen von 
Grundstücken auf vertraglicher Basis nur noch kostenpflichtig durchführen. Diese Auswertung kann 
bei uns mittels eines Vordrucks beantragt werden. Die dafür benötigten Formulare können auch 
unter www.rp-stuttgart.de (->Service->Formulare und Merkblätter) gefunden werden. 
Bitte beachten Sie hierzu auch den Anhang. 
Die momentane Bearbeitungszeit hierfür beträgt zur Zeit mind.26 Wochen ab Auftragseingang. 
Eine Abweichung von der angegebenen Bearbeitungszeit ist nur in dringenden Fällen (Gefahr in 
Verzug) möglich. Bitte sehen Sie von Nachfragen diesbezüglich ab. 
Weiterhin weisen wir bereits jetzt darauf hin, dass sich aufgrund der VwV-Kampfmittelbeseitigungs-
dienst des Innenministeriums Baden-Württemberg vom 31.08.2013 (GABl. S. 342) die Aufgaben 

Die Anregung wurde zur Kenntnis genommen und bereits eine Luftbild-
auswertung durch den Vorhabensträger beantragt.  
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des Kampfmittelbeseitigungsdienstes Baden-Württemberg auf die Entschärfung, den Transport 
und die Vernichtung von Kampfmitteln beschränken. 
Die Beratung von Grundstückseigentümern sowie die Suche nach und die Bergung von Kampfmit-
teln kann vom Kampfmittelbeseitigungsdienst nur im Rahmen seiner Kapazität gegen vollständige 
Kostenerstattung übernommen werden. Soweit der Kampfmittelbeseitigungsdienst nicht tätig wer-
den kann, sind für diese Aufgaben gewerbliche Unternehmen zu beauftragen. 
Bei eventuellen Rückfragen stehen wir Ihnen gerne persönlich zur Verfügung. 

     

6. RP Stuttgart 
Landesamt für Denkmalpflege 

08.11.2022 Zu den Belangen der Denkmalpflege nimmt das Landesamt für Denkmalpflege als Träger öffentli-
cher Belange (TÖB) wie folgt Stellung: 
Seitens der archäologischen Denkmalpflege bestehen weiterhin keine Bedenken gegen die ge-
planten Maßnahmen (siehe dazu Stellungnahme vom 13.06.2022). Wir bitten jedoch, folgenden 
Hinweis auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG in die Planungsunterlagen mit aufzunehmen. 

 
 
Der Anregung wurde bereits gefolgt und ein Hinweis zum Denkmalschutz 
in den textlichen Teil des Bebauungsplanes aufgenommen. 

   Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde ent-
deckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Ge-
meinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, 
etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis 
zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation 
archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Aus-
führende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 
Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege sind, soweit dies aus den Planunterlagen ersichtlich 
ist, nicht direkt betroffen. 

(siehe Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme der frühzeitigen Beteili-
gung vom 13.06.2022) 

  13.06.2022 Seitens der archäologischen Denkmalpflege bestehen keine Bedenken gegen die geplanten 
Maßnahmen. 

Die Zustimmung zum Vorhaben wird zur Kenntnis genommen. 

   Wir bitten jedoch, folgenden Hinweis auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG in die Planungs-
unterlagen mit aufzunehmen. 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Befunde ent-
deckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder der Ge-
meinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, 
etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis 
zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern 
nicht die Denkmalschutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation 
archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. Aus-
führende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 

Der Anregung wurde gefolgt und ein Hinweis zum Denkmalschutz in den 
textlichen Teil des Bebauungsplanes aufgenommen. 

   Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege sind, soweit dies aus den Planunterlagen ersichtlich 
ist, nicht direkt betroffen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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7. RP Freiburg 
Landesamt für Geologie, Roh-
stoffe und Bergbau 

08.11.2022 Unter Verweis auf unsere weiterhin gültige Stellungnahme mit dem Aktenzeichen 2511//22-02332 
vom 22.06.2022 sowie die Ziffer 10 (Geotechnik) des Textteils zum Bebauungsplan (Stand: 
15.09.2022) sind von unserer Seite zum offengelegten Planvorhaben keine weiteren Hinweise oder 
Anregungen vorzubringen. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

  22.06.2022 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht überwunden 
werden können, und beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, liegen keine vor. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

   Geotechnik  
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange keine 
fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern für die 
beiden Plangebiete ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgutachten oder  
geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im Verantwortungsbereich 
des gutachtenden Ingenieurbüros.  
Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird andernfalls die Übernahme der fol-
genden geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan empfohlen:  
Die beiden Plangebiete befinden sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Gesteinen des Oberen Muschelkalks.  
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei Wieder-
befeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht aus-
zuschließen.  
Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. wasserwirtschaftlich zu-
lässig sein (z. B. im Bereich eines Transformatorenhäuschens), wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 
138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen 
Versickerungsgutachtens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundei-
genschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der Errichtung techni-
scher Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur 
Versickerung) Abstand genommen werden.  
Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten  
(z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Grün-
dungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbeding-
ter Fehlstellen wie z. B. offene bzw. lehmerfüllte Spalten) werden objektbezogene Baugrundunter-
suchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

 
 
 
 
 
 
Die Hinweise zur Geotechnik werden zur Kenntnis genommen und in die 
Hinweise der textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan aufgenom-
men. 

-   Boden  
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzu-
tragen. Ergänzend der Hinweis, dass bei baulichen Eingriffen in den Boden DIN 19639:2019-09 
(Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben) berücksichtigt werden sollte. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Mineralische Rohstoffe  
Gegen die Planung bestehen aus rohstoffgeologischer Sicht keine Bedenken. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 
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   Grundwasser  
Die beiden Plangebiete liegen außerhalb eines bestehenden Wasserschutzgebietes.  
Aktuell findet im Bereich der Plangebiete keine Bearbeitung hydrogeologischer Themen durch das 
LGRB statt. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Bergbau  
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. Nach den beim Landesamt für Geologie, 
Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen sind die Plangebiete nicht von Altbergbau oder 
Althohlräumen betroffen. 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Geotopschutz  
Im Bereich der Planflächen sind Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht tangiert 

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

   Allgemeine Hinweise  
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen Karten-
werk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 
(http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden.  
Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der Adresse 
http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver GeotopKataster) abgeru-
fen werden kann.  

 
Wird zur Kenntnis genommen. 

     

8. Polizeipräsidium Heilbronn 31.10.2022 Die öffentliche Auslage haben wir zur Kenntnis genommen. Im derzeitigen Verfahrensstand sind 
keine weiteren Anregungen oder Verbesserungen vorzubringen. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

9. Gemeinsamer Gutachteraus-
schuss Geschäftsstelle NOK 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

10. Netze BW GmbH 02.11.2022 Der Bebauungsplan wurde von uns eingesehen und hinsichtlich der Stromversorgung (Mittel- und 
Niederspannung) überprüft. Außerhalb des Plangebietes sind Versorgungsleitungen (20kV-Freilei-
tung) vorhanden. Eine Planauskunft kann über Leitungsauskunft-Nord@netze-bw.de angefordert 
werden. 
In der Nähe von Freileitungen kann es zu Beeinträchtigungen von Fotovoltaikanlagen durch Schat-
tenwurf und Eisabwurf kommen. Hierfür übernimmt die Netze BW keine Haftung. 

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an den Vorhabensträger 
zur Beachtung weitergegeben. 

   Für die Stromversorgung des Plangebietes ist voraussichtlich eine kundeneigene Trafostation er-
forderlich. Wir bitten Sie, sofern erforderlich, die vorgenannten Aussagen in den textlichen bzw. 
zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes aufzunehmen. 

Um die Errichtung von Trafo- bzw. Transformatoren für die Zwecke der 
Photovoltaikanlage zu ermöglichen sind diese bereits als zulässige Anla-
gen bei der Art der baulichen Nutzung festgesetzt. 

     

11. Deutsche Telekom Technik 
GmbH 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 
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12. Unitymedia GmbH/ Vodafone 
GmbH 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

13. Zweckverband Bodensee-
Wasserversorgung 

07.11.2022 Den Bebauungsplan haben wir geprüft. An der östlichen Grenze der nördlicheren geplanten Fläche 
verlaufen die oben genannten Versorgungsanlagen der Bodensee-Wasserversorgung. 

Der Hinweis, dass an der östlichen Grenze Versorgungsanlagen der Bo-
densee-Wasserversorgung verlaufen, wird zur Kenntnis genommen. 

   Diese Anlagen befinden sich innerhalb eines rechtlich gesicherten Schutzstreifens von jeweils 3m 
rechts und links der Leitungsachse. Die BWV-Anlagen sind grafisch und textlich in der Legende im 
Entwurfs-Lageplan „Photovoltaikanlage Gewann Büchlein" richtig dargestellt. 

Die richtige grafische Darstellung im Bebauungsplan wird zur Kenntnis 
genommen. 

   Wir weisen darauf hin, dass alle Planungen, die BWV-Anlagen tangieren, rechtzeitig zur Beurtei-
lung und Abstimmung schriftlich einzureichen sind. Für die Berücksichtigung unserer Belange 
möchten wir uns im Voraus bedanken und bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

Wird zur Kenntnis genommen und beachtet. Der Hinweis wird an den Vor-
habensträger weitergegeben. 
 

     

14. Heilbronner Versorgungs 
GmbH 

 - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

15. IHK Rhein-Neckar 25.11.2022 Die IHK Rhein-Neckar hat gegen den Bebauungsplan „Photovoltaikanlage Gewann Büchlein“ keine 
Bedenken vorzuweisen.  
Am Fortgang der Planung bleiben wir interessiert.  

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 
 
Wird zur Kenntnis genommen. 

     

 16. Handwerkskammer  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

17. Stadt Möckmühl  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

18. Stadt Gundelsheim 26.10.2022 Auf Ihr Schreiben vom 18.10.2022 teilen wir Ihnen mit, dass von unserer Seite aus keine Anregun-
gen zu dem o.g. Bebauungsplan vorgebracht werden. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

19. Große Kreisstadt Mosbach 27.10.2022 Hiermit teilen wir Ihnen mit, dass die Stadt Mosbach im Rahmen der Beteiligung der Behörden 
nach § 4 Abs. 2 BauGB keine Anregungen zum o.g. Bebauungsplan vorbringt. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

20. Stadt Neudenau  - es liegt keine Stellungnahme vor - Wird zur Kenntnis genommen. 

     

21. Gemeinde Elztal 03.11.2022 Von Seiten der Gemeinde Elztal werden keine Anregungen / Einwände gegen das Verfahren vor-
gebracht. Wir nehmen das Verfahren zustimmend zur Kenntnis. 

Wird zur Kenntnis genommen. 
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22. Gemeinde Neckarzimmern 23.11.2022 Die Gemeinde Neckarzimmern bringt im Zusammenhang mit dem Bebauungsplan keine Bedenken 
oder Anregungen vor. 

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

23. Gemeinde Roigheim 11.11.2022 Seitens der Gemeinde Roigheim werden keine Anregungen und Bedenken geltend gemacht. Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

     

24. Gemeinde Schefflenz 23.11.2022 Die Gemeinde Schefflenz hat gegen das Bebauungsplanplanverfahren keine Einwände, ebenso 
werden keine Anregungen und Bedenken vorgebracht.  

Die Zustimmung zur Planung wird zur Kenntnis genommen. 

 
Während der Zeit der Offenlegung sind keine Anregungen der Bürger oder sonstiger Betroffener eingegangen oder wurden mündlich vorgetragen. 


